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Aus der Geschichte lernen – aber was und wie? 

Der zweite Tag der PV-Tagung vom 27./28. Mai stand ganz im Zeichen der Geschichtsdiskussion. Ausgangspunkt dafür waren die vier Anträge, die die Geschichtskommission zur Ergänzung der Programmthesen an den 12. Parteitag gestellt hatte. Sie waren damals lediglich als Arbeitsmaterial zur weiteren Diskussion verabschiedet worden - verbunden mit der Empfehlung, sie entsprechend dem Verlauf der Diskussion erneut zu stellen, zu verändern oder zurückzuziehen. 

PV-Beschluß zur Geschichtsproblematik 

Die Anträge der Geschichtskommission an den 12. Parteitag und die sie einleitende Begründung werden, zusammen mit weiteren Materialien zur Geschichtsproblematik, darunter den Einleitungsstatements der heutigen Debatte, als Broschüre veröffentlicht. Sie werden in die Diskussion zur Erarbeitung eines neuen Parteiprogramms einbezogen. Das Sekretariat des Parteivorstandes wird beauftragt, eine Veranstaltung der DKP zur Geschichtsproblematik vorzubereiten. 
Den Begriff „Stalinismus“ halten wir für ungeeignet zur Kennzeichnung von Deformationen und Fehlentwicklungen in der Geschichte des staatgewordenen Sozialismus und der kommunistischen Bewegung. In seinem vorherrschenden Gebrauch dient er heute als bürgerlicher Kampfbegriff. Er ist so untrennbar verbunden mit antikommunistischen Grundpositionen, mit der Diskreditierung jeglichen Sozialismus, daß auch seine davon abweichende Verwendung Mißverständnisse provoziert und zur Polarisierung unter den Kommunistinnen und Kommunisten beiträgt. 
Wir aber wollen aus der Geschichte gemeinsam lernen. Wir brauchen dazu eine allseitige, gerechte Würdigung der Geschichte des realen Sozialismus und der kommunistischen Bewegung, ihrer großen Leistungen wie der strukturellen Schwächen, Defizite und Fehlentwicklungen, die zum Scheitern des ersten großen sozialistischen Anlaufs 1917/89 beigetragen haben. 


Schon im Mai 94 hatte die Geschichtskommission einen ausführlichen Einleitungstext zu den Anträgen zusammen mit diesen in die Partei gegeben und den Gruppen und Kreisen Referenten für entsprechende Diskussionen angeboten. Das Echo darauf war, von Ausnahmen abgesehen, eher mager. Die Woge der „Stalinismus“-Debatte erreichte die Partei erst über den heftigen Streit um eine Rede des Berliner Historikers Kurt Gossweiler (PDS), die im Herbst `94 unter dem Titel „Der Antistalinismus – das Haupthindernis für die Einheit aller antiimperialistischen Kräfte und der kommunistischen Bewegung“ in den Weissenseer Blättern veröffentlicht wurde. Willi Gerns und Robert Steigerwald reagierten auf Gossweilers Rede mit einem Aufsatz „der ‚Anti-Stalinismus‘ noch Stalinismus, (im Januar ‘95 als UZ-Dokumentation veröffentlicht), Hans Heinz Holz antwortete darauf mit einer Stellungnahme „Zum Antistalinismus“, die zusammen mit Briefwechseln und Leserbriefen, ebenfalls als UZ-Dokumentation erschien (Februar ‘95). Zusätzliches Gewicht erhielt die Debatte durch die PDS-interne Auseinandersetzung im Umfeld des PDS-Parteitags; die von diesem verabschiedeten „5 Grundsätze“ zählen bekanntlich  „stalinistische“ Positionen ausdrücklich zu jenen, die mit einer Mitgliedschaft in der PDS unvereinbar seien. 
Im Februar beschloß der Parteivorstand der DKP daraufhin, die Anträge der Geschichtskommission und mit ihnen die Frage des Umgangs mit der Geschichte des realen Sozialismus und der kommunistischen Bewegung zu einem Hauptthema der jetzt stattgefundenen 10. Tagung zu machen. Hans Wunderlich - als Vertreter der Geschichtskommission -‚ Willi Gerns und Hans Heinz Holz wurden um einleitende Statements gebeten. 
Das war, wie sich zeigte, eine ausgesprochen glückliche Entscheidung. Mit den drei Genossen standen dem PV nicht nur sachkundige Referenten zur Verfügung, die die Bandbreite der heute in der DKP vertretenen Auffassungen zur Geschichtsproblematik widerspiegelten; ihre engagierte, aber unaufgeregte Darstellung der eigenen Positionen, ihr aufmerksames Einander-Zuhören, ihr kritisches Aufeinandereingehen hatten entscheidenden Anteil daran, daß auch die nachfolgende Debatte von dieser Art des Umgangs miteinander geprägt war. Es hätte, angesichts des in hohem Maße emotional aufgeladenen Themas, durchaus auch anders kommen können. Davon zeugen die z. T. äußerst heftigen Reaktionen auf Hans Wunderlichs Aufsatz zur Kritik der Totalitarismusdoktrin (,‚Faschismus = Stalinismus = Sozialismus?“), der 14 Tage zuvor in der UZ erschienen war. 
Aus Platz-(und Zeit-)gründen beschränken wir uns im folgenden darauf, die Einleitungsstatements zusammenfassend zu referieren sowie (s. Kasten) den einstimmig verabschiedeten Beschluß des Parteivorstands zum Tagesordnungspunkt „Geschichtsproblematik“ zu dokumentieren. Das bedeutet zwar den Verzicht auf die Wiedergabe nicht weniger interessanter Ergänzungen und kritischer Fragen aus der PV-Diskussion, erlaubt uns aber, zumindest die Grundlinie der Überlegungen, aus denen heraus die Referenten zu ihren Positionen kamen, nachzuzeichnen. Das könnte das Verständnis für die innere Logik und relative Berechtigung auch solcher Auffassungen, die der eine Leser oder die andere Leserin nicht teilt, befördern helfen. 
Hans Wunderlich 
Hans Wunderlich hob zunächst den großen Vorrat von Gemeinsamkeiten hervor, den es in der DKP gebe, und kam dann auf die aus seiner Sicht zentralen Streitpunkte in der Frage der Geschichtsaufarbeitung zu sprechen. Sie beträfen, erstens, die Frage nach den Ursachen des Scheiterns des Realsozialismus, vor allem den Anteil, den innere und äußere Ursachen daran hätten; zweitens die Frage, ob der Stalinismusbegriff ein taugliches Instrument zu Erfassung der geschichtlichen Probleme sei; drittens die Frage nach den Lehren, die aus der historischen Niederlage von 1989/90 zu ziehen seien. 
Hinsichtlich des erstgenannten Problems wies Wunderlich darauf hin, daß über die gesamte Zeit der Existenz einer sozialistischen Alternative in Europa, von der Oktoberrevolution angefangen, diese dem massiven Druck des Imperialismus ausgesetzt war — und sich trotzdem über viele Jahrzehnte hinweg halten und erfolgreich entwickeln konnte. Folglich müsse man in erster Linie nach den inneren Ursachen fragen, die dazu geführt haben, daß der reale Sozialismus dem Druck des Klassengegners schließlich nicht mehr standhalten konnte. Es gehe dabei um ein ganzes System von Fehlentwicklungen in Politik, Wirtschaft und Theorie. Dazu gehöre zum ersten ein enormes Demokratiedefizit, resultierend aus dem kulturellen Rückstand, Nachwirkungen  stalinistischer Deformationen und dem ungeheuren äußeren Druck. Ein großer Teil der Menschen sei in die wesentlichen Entscheidungsprozesse nicht einbezogen gewesen, Alternativvorstellungen seien kriminalisiert worden, das habe zur Demotivierung geführt. Zweitens sei die ökonomische Basis nicht effizient genug gewesen. Die zentrale Planung, bis in kleine Detailfragen hinein, habe sich spätestens unter den Bedingungen der wissenschaftlich-technischen Revolution als kontraproduktiv erwiesen; der Verzieht auf die bewußte Nutzung des Wertgesetzes wurde fatal, als der Übergang von der extensiven zur intensiven Reproduktion auf der Tagesordnung stand. Drittens seien die schöpferischen Möglichkeiten der Wissenschaft nur unzureichend genutzt worden. Ein falsches Verständnis von Parteilichkeit habe dazu gerührt, daß die Wissenschaft dem Parteikommando unterstellt wurde; Parteilichkeit heiße aber nicht, wissenschaftliche Erkenntnisse parteilich zu produzieren, sondern sie parteigemäß zu verwenden. Insbesondere sei versäumt worden, den Gesetzmäßigkeiten, denen die sozialistische Gesellschaft in ihrer Entwicklung unterworfen ist, auf die Spur zu kommen und sie bewußt zu nutzen; stattdessen sei der Wissenschaft die Aufgabe zugewiesen worden, die Politik der Parteiführung im nachhinein zu begründen. Eine verhängnisvolle Rolle habe schließlich, in der Endphase, die Politik Gorbatschows gespielt. Wunderlich meinte damit ausdrücklich nicht den — notwendigen — Reformversuch, sondern den Umstand, daß eine Konzeption zur Ökonomie fehlte und stattdessen der Glaube herrschte, Demokratisierung könne genügen; den falschen Umgang mit der Geschichte der Sowjetunion; die Illusionen über den Imperialismus; die Überzeugung, der Markt regle alles, die gradewegs zum Kapitalismus anstatt zur Reform des sozialistischen Systems führte, für die es freilich, zu diesem Zeitpunkt, wohl schon zu spät gewesen sei. Dem gewaltigen Druck von außen, der einer durchdachten Konzeption folgte, habe die KPdSU keine eigene mehr entgegenzusetzen gehabt.
 Die Lehren, die aus der historisch Niederlage von den kommunistischen Parteien in hochentwickelten Ländern zu ziehen sind, sieht die Geschichtskommission nach Hans Wunderlich vor allem darin, daß, erstens, ohne breiteste Demokratie in Arbeiterbewegung, Partei und Gesellschaft die Fähigkeit zur Weiterentwicklung des Sozialismus verloren geht. Die demokratischen Errungenschaften der bürgerlichen Revolution müßten in einer entwickelt sozialistischen Gesellschaft im Hegelschen Sinne aufgehoben sein: Gewaltenteilung zwischen sozialistischen Institutionen, Klagerecht gegen den Staat, Trennung von Partei und Staat u. a. m., was dem Machtmißbrauch entgegenwirkt. Auf ökonomischem Gebiet sei, bei zentraler Rahmenplanung, zu orientieren auf die Eigenständigkeit und Eigenverantwortung vieler Betriebe, die Beachtung des Wertgesetzes. Die Wissenschaft müsse den Aufbau des Sozialismus kritisch begleiten. Ein neues Wertesystem müsse entstehen, das sich ein sinnvolles, soziales, menschliches Leben zum Maßstab nimmt. Aufgabe der kommunistischen Partei in einer solchen Gesellschaft sei es, wissenschaftlich begründete Ziele zu setzen und zu mobilisieren; sie dürfe aber nicht mit dem Staat verschmelzen und sich bürokratisieren. Sie dürfe nicht anstatt, sondern müsse mit und in der Klasse handeln. 
Auf die inhaltlichen Merkmale des Stalinismusbegriff eingehend, zitierte Wunderlich die entsprechende Passage der einleitenden Begründung der Geschichtskommission zu ihren Anträgen (dort S. 5 f.); deren Wiedergabe muß hier, aus Platzgründen, verzichtet werden. In diesem Zusammenhang wandte er sich auch kritisch gegen bestimmte Positionen von Kurt Gossweiler, Hans Heinz Holz und der Verfasser des Papiers „Aspekte des modernen Antikommunismus“.

Die Frage, ob der Stalinismusbegriff in Parteiäußerungen verwendet werden solle, ließ Wunderlich weitgehend offen; die Geschichtskommission habe ihn zwar in ihren Anträgen verwendet, stehe auch zu der dafür gegebenen Begründung, anerkenne aber, daß es gewichtige Gründe dafür gebe, ihn zu vermeiden. Ein entsprechendes Votum des Parteivorstands würde von ihr akzeptiert. Allerdings unter zwei Bedingungen: erstens dürfe der Verzicht auf den Begriff nicht als Verzicht darauf verstanden werden, die Deformationen und Fehlentwicklungen zu benennen, die auf diesen Begriff gebracht werden; zweitens dürften Genossen, die ihn in dieser kritischen Absicht weiterhin verwenden, deshalb nicht des Antikommunismus bezichtigt werden. 

Willi Gerns 
Willi Gerns vertrat, was das Verhältnis von inneren und äußeren Faktoren für den Zusammenbruch des realen Sozialismus angeht, die im wesentlichen selbe Position wie Hans Wunderlich. Das Bemühen des Imperialismus, so ein ergänzender Gedanke, alles zu tun, um jeden Versuch des Ausbruchs aus seinem System zu verhindern und sich dabei auch auf das Wirken konterrevolutionärer Kräfte im Innern zu stützen, gehöre zu den Selbstverständlichkeiten des Klassenkampfs. Mit Blick auf einen künftigen Anlauf zum Sozialismus sei deshalb die Analyse der strukturellen Defizite und Fehlentwicklungen, die dem Klassengegner sein Geschäft erleichtert haben, das wichtigste. 
Was er als Fehlentwicklungen ansehe und welche Schlußfolgerungen aus diesen zu ziehen seien, habe er in Vorträgen und Veröffentlichungen dargelegt; seine Positionen dazu stimmten ganz weitgehend mit denen der Geschichtskommission überein. Er wolle sich daher in seinem Statement auf eine Kritik des Stalinismusbegriffs konzentrieren. Falsche Begriffe könnten nämlich auch für sich genommen zutreffende Aussagen in ein falsches Licht rücken. 
Für seine Ablehnung des Stalinismusbegriffs nannte er vier Gründe. Erstens werde der Begriff seit Jahrzehnten als antikommunistischer Kampfbegriff verwendet. Zwar benutzten wir auch andere von der Bourgeoisie ge- und mißbrauchte Begriffe - von Sozialismus und Kommunismus bis Demokratie und Freiheit -, doch hätten alle diese Begriffe einen positiven Inhalt für uns; das gelte für den Stalinismusbegriff jedoch ebensowenig wie für den des Totalitarismus, da diese sich auf für uns negative Fakten bezögen. Mit der Verwendung dieser Kampfbegriffe könnten wir daher ungewollt Wasser auf die Mühlen des Gegners leiten. 
Zweitens spiele der Stalinismusvorwurf, vor allem seit Gorbatschow, in der Auseinandersetzung innerhalb der kommunistischen und sozialistischen Bewegung eine bedeutende und negative Rolle. Er habe in der UdSSR dazu gedient, die gesamte Geschichte des Landes in den Schmutz zu ziehen und so die Bevölkerung für die Konterrevolution reif zu  machen; er sei Ende der 80er Jahre von der DK-Minderheit gegen die Parteimehrheit verwendet worden; er diene Heute in der PDS , die DDR insgesamt zu diffamieren, die kommunistische Plattform und andere kritische Kräfte ins Abseits zu stellen und eine konstruktive Zusammenarbeit auch mit unserer Partei zu unterbinden. Er sehe darin ein Überbleibsel jener Praktiken der Ausgrenzung und Abstempelung, die sich in der Stalinzeit herausgebildet hätten. 
Gewiß werde der Terminus „Stalinismus“ auch von aufrechten Kommunisten und Sozialisten zur zusammenfassenden Kennzeichnung der historischen Deformationen des Sozialismus verwendet; doch sei zu fragen, ob ein derart nur auf negative Aspekte unserer Geschichte abhebender Begriff nicht eine einseitige Geschichtsbetrachtung begünstige und überdies selbst noch Ausdruck jenes vereinfachenden, schematischen Denkens sei, das unter Stalin in die kommunistische Bewegung Eingang gefunden habe. 
Drittens sei der Begriff verschwommen und emotionsbeladen. Emotionen aber, ob in die eine oder andere Richtung, verstellten den Blick für die ganze Widersprüchlichkeit der historischen Prozesse, stünden der notwendigen dialektisch-materialistischen Analyse im Wege. 
Viertens hebe der Begriff „Stalinismus“ zu sehr auf die Person Stalins und die mit seinem Namen verbundenen Verbrechen ab. Er erschwere damit den Zugang zu der Einsicht, dass – wie die Geschichtskommission zurecht betont habe -‚ bei aller Verantwortung Stalins, die Deformationen durch objektive, von den Kommunisten nicht zu beeinflussende Umstände begünstigt worden seien. Die äußere Bedrohung etwa habe bei der Übertragung des sowjetischen Sozialismusmodells auf andere sozialistische Länder eine wichtige Rolle gespielt, für Fehlentwicklungen und Demokratiedefizite in KPD und DKP seien die Verfolgung durch den Klassengegner und die Bedingungen des internationalen Klassenkampfs mitverantwortlich. 

Zudem könne die mit dem Begriff vorgegebene Fixierung auf die Person Stalins ablenken vom strukturellen Charakter der von der Geschichtskommission benannten Deformationen und Defizite, die nach Stalins Tod fortgewirkt hätten und letztlich für die Niederlage und die Krise der kommunistischen Bewegung entscheidend gewesen seien. Als Mitglied einer Parteigeneration, die diese Fehlentwicklungen zum Teil erlebt, zum Teil mitgemacht und in unterschiedlichem Maße auch mitzuverantworten habe, sehe er eine besondere Verpflichtung, an deren Analyse mitzuwirken und die notwendigen Schlußfolgerungen daraus zu ziehen. Deshalb wende er sich auch gegen alle Versuche, im Zeichen des Kampfs gegen den „Anti-Stalinismus“ jegliche Kritik an den Deformationen in die antikommunistische Ecke zu stellen 
oder gar die Verbrechen der Stalinzeit zu rechtfertigen.
 
Hans Heinz Holz 

Auch Hans Heinz Holz ging es in seinen Thesen zur Geschichtsdebatte um die Frage, wie bei einem künftigen Sozialismusversuch Strukturen vermieden werden können, die solche Entartungen des Sozialismus wie die Verbrechen der 30er Jahre begünstigt haben. Dies erfordere eine von den theoretischen Einsichten des historischen Materialismus bestimmte kritische Analyse der gesellschaftlichen Prozesse und Verhältnisse, aus denen institutionelle Strukturen und Denkhaltungen hervorgingen. Zu untersuchen seien vor allem die Klassenverhältnisse in der Sowjetunion und ihrer Entwicklung seit 1917; die Erfordernisse des Aufbaus im Hinblick auf Produktivkraftentwicklung, Bildung, soziales System, Nationalitätenfrage, Si- cherheit; die Probleme, die der Sprung aus einer spätfeudalistischen, erst unreif kapitalistischen Gesellschaft in den Sozialismus mit sich brachte; die historischen Besonderheiten Rußlands. Ohne fundierte a Antworten auf diese Fragen sei eine Be- oder gar Verurteilung der Formen, in denen sich der Aufbau des Sozialismus in der SU vollzog, nicht sinnvoll. 

Das kommunistische Ideal müsse notgedrungen unter ganz und gar nicht idealen Ausgangsbedingungen und daher mit unvollkommenen Mitteln angestrebt werden. Die Entscheidung darüber, welche Mittel in  einer bestimmten Situation unum- gänglich waren, sich zumindest aufdrängten, setze die Analyse der Ausgangsbedingungen und der Beschaffenheit des Weges voraus. Die aus Betroffenheit und Empörung entsprungenen Verurteilungen der beim sozialistischen Aufbau begangenen Verbrechen, so verständlich und moralisch nachvollziehbar sie seien, seien unzureichend und geschichtlich wie politisch falsch.  

Falsch sei auch die Fixierung von gesellschaftlichen Prozessen auf eine Person. Daher führe der Begriff „Stalinismus“ in die Irre. Er verschleiere die Tatsache, daß der exzessive Terror der 30er Jahre und nach dem 2. Weltkrieg nur durch die Duldung der Bevölkerungsmehrheit und die aktive Teilnahme des Funktionärsapparats möglich geworden sei. Hätten die Gründe dafür, daß die leninistische Partei sich zu einem Herrschafts- und Unterdrückungsinstrument entwickelte, primär in der Person Stalins gelegen, dann wäre nicht zu erklären, weshalb sich die Bürokratisierung der Partei und die Verkrustung des innerparteilichen Lebens wesentlich erst nach dem Tod Stalins, vor allem in der Zeit des Generalsekretariats von Breschnew, vollzogen haben. 
Auch den Ausdruck „Stalin-Zeit“ hält Holz daher für nicht glücklich. Er suggeriere, alles Spätere seien nur Folgeerscheinungen von in den Jahren 33 - 53 gefällten Fehlentscheidungen, lasse unberücksichtigt, daß es nach 1956 Verschiebungen im innen- wie außenpolitischen Kurs der SU gegeben habe, die zur Erstarrung des politischen Systems und seiner schließlichen Niederlage beigetragen hätten. 
Was die Entartung der demokratischen Verfassung der Partei angeht, so sei dafür, außer der gewaltsamen Lösung der innerparteilichen Fraktionskämpfe und der ihnen, so Holz, zugrunde liegenden Klassengegensätze, auch das Defizit an demokratischen Regeln und Verhaltensweisen in der russischen Geschichte verantwortlich, desgleichen rapide Wachstum der Partei nach der Revolution, das der Entwicklung eines demokratischen Parteilebens ungünstig war. (Der hier verwendete Demokratiebegriff werde in dem Bewußtsein gebraucht, daß es eine eine leninistische Demokratietheorie erst noch zu entwickeln gelte.)
Der XX. Parteitag habe auf diese Probleme kleinbügerlich-apologetisch reagiert; Stalin sei zum Sündenbock gemacht, der Apparat exkulpiert und damit seiner Verfestigung Vorschub geleistet worden. Dieser verfehlte Umgang mit den Fehlern habe zur Stagnation mehr beigetragen als die Fehler selbst. 
Erforderlich sei die Erforschung und das Begreifen der Ursachen, die zu dem tragischen Widerspruch zwischen großartigen menschheitsgeschichtlichen Fortschritten und menschenverachtenden Akten der Machtausübung, einem ganzen System, in dem Unrechtshandlungen massenhaft aufgetreten sind, geführt haben. Unser Bemühen müsse dabei Kategorien des Geschichtsverständnisses gelten, statt das Versagen als Schicksal hinzunehmen und damit der Beteuerung, es dürfe nie wieder geschehen, die praktisch-politische Spitze zu brechen. 
Die punktuelle „Stalinismus“-Kritik, so Holz‘ Fazit, greife zu kurz, wolle man Lehren aus der Geschichte ziehen. Notwendig sei eine umfassende Strukturanalyse, die den - gleichwohl richtigen - Aufbau des Sozialismus unter ungeeigneten Ausgangsbedingungen und die dabei zwingend auftretenden verschärften inneren Widersprüche und sozialismusfremden Momente sowie - mit Blick auf die Zukunft - alternative Strategien des Umgangs mit solchen Widersprüchen untersucht. Dabei habe, neben ökonomischen Problemen, die theoretische Aufmerksamkeit einer Reihe von Fragen der Gesellschaftsorganisation zu gelten. Wichtig seien vor allem: die Ausarbeitung eines nichtbürgerlichen Demokratiebegriffs; die Bestimmung der Staatsfunktionen und der Rechtsform in der Transformationsperiode; der Umgang mit dem Nationalitätenproblem; die Verhinderung der bürokratischen Verselbständigung des Parteiapparats; die kritische Anwendung und Weiterentwicklung dialektischer Prinzipien und Methoden. Erst wenn wir Einsichten in diesen Fragen gewinnen, so Holz, können wir auch sagen, was zu welcher Zeit in der Sowjetunion falsch gelaufen ist und was die Ursachen dafür waren. 

